
VERWALTUNGSGERICHT OSNABRÜCK 

Az.: 5 A 397/10 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwaltungsrechtssache 

Kläger, 

Proz.-Bev. zu 1-3: 

g e g e n 

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
Klostermark 70-80, 26135 Oldenburg, - 5438217-423 -

Beklagte, 

Streitgegenstand: Asylrecht 

-hat das Verwaltungsgericht Osnabrück - 5. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 
25. Juli 2011 durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Müller für Recht er­
kannt: 
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Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kläger tragen die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten gegen Sicherheitsleistung 
in Höhe des zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreck­
bar. 

T a t b e s t a n d 

Die Kläger sind nach eigenen Angaben afghanische Staatsangehörige und stammen aus 
Herat. Sie reisten, ebenfalls nach eigenen Angaben, am 05.08.2010 auf dem Luftweg in 
die Bundesrepublik Deutschland ein. Sie stellten einen Asylantrag, den sie damit begrün­
deten, der Vater des Klägers zu 1. sei Anfang Februar 2009 aufgefordert worden, 100.000 
Dollar zu zahlen und erpresst worden. Man habe sich dann an die Polizei gewandt und 
der Kläger zu 1. habe auch sicherheitshalber gelegentlich nach seinem Vater geschaut. 
Kurz danach sei sein Vater entführt worden. Nachdem das Lösegeld nicht gezahlt worden 
sei, sei er getötet worden. Die Klägerin zu 2. dieses Verfahrens erklärte demgegenüber 
bei ihrer Anhörung, dass die Entführung Ende März 2010 stattgefunden habe. 

Durch Bescheid vom 13.12.2010, zugestellt am 15.12.2010, lehnte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge den Asylantrag der Kläger ab, stellte fest, dass die Vorausset­
zungen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft sowie Abschiebungshindernisse 
gem. § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG nicht vorliegen, setzte eine Ausreisefrist und drohte die 
Abschiebung nach Afghanistan an. 

Dagegen wenden sich die Kläger mit ihrer am 21.12.2010 erhobenen Klage. 

Die Kläger beantragen, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 15.12.2010 
zu verpflichten, sie als Asylberechtigte anzuerkennen und fest­
zustellen, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG 
vorliegen, -

hilfsweise, die Beklagte zu verpflichten, das Vorliegen eines 
Abschiebungsverbotes im Sinne des § 60 Abs. 2, 3 und 7 Satz 
2 AufenthG festzustellen, 

weiter hilfsweise die Beklagte zu verpflichten, das Vorliegen ei­
nes Abschiebungsverbotes im Sinne des § 60 Abs. 5 und 7 
Satz 1 AufenthG festzustellen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

- 3 -



- 3 -

Die Beklagte verweist auf die Gründe des angefochtenen Bescheides. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten 
wird ergänzend auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie auf die beigezogenen Verwaltungs­
vorgänge Bezug genommen. Weiter wird verwiesen auf die Erkenntnismittel, die zum Ge­
genstand des Verfahrens gemacht worden sind. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

Die zulässige Klage ist nicht begründet. Der angefochtene Bescheid des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge vom 13.12.2010 ist rechtmäßig und verletzt die Kläger nicht in 
ihren Rechten. Die Kläger haben keinen Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtigte 
und/oder Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. Zur Begründung wird auf die zutreffen­
den Ausführungen im angefochtenen Bescheid Bezug genommen. 

Ergänzend weist die Kammer darauf hin, dass auch sie das Vorbringen der Kläger zu den 
Umständen, wegen derer sie Afghanistan verlassen haben, aus den im angefochtenen 
Bescheid ausgeführten Gründen für unglaubwürdig hält. 

Die Kläger können sich auch nicht auf die allgemeine Lage in Afghanistan berufen. 

Es besteht kein Anspruch auf die Feststellung eines Abschiebungsverbotes nach § 60 
Abs. 7 Satz 2 AufenthG. 

Nach dieser Vorschrift, mit der die sich aus Art. 18 i.V.m. Art. 15 lit. c) der Richtlinie 
2004/83/EG des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die ander­
weitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schut­
zes vom 29.04.2004, ABI. Nr. L 304, S. 12 - (sog. Qualifikationsrichtlinie) ergebenden 
Verpflichtungen auf Gewährung eines „subsidiären Schutzstatus" bzw. „subsidiären 
Schutzes" in nationales Recht umgesetzt werden, ist von der Abschiebung eines Auslän­
ders in einen anderen Staat abzusehen, wenn er dort als Angehöriger der Zivilbevölke­
rung einer erheblichen individuellen Gefahr für Leib oder Leben im Rahmen eines interna­
tionalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts ausgesetzt ist. 

Gefahren nach Satz 1 oder Satz 2, denen die Bevölkerung oder die Bevölkerungsgruppe, 
der der Ausländer angehört, allgemein ausgesetzt ist, sind gemäß § 60 Abs. 7 Satz 3 
AufenthG bei Anordnungen nach § 60 a Abs. 1 Satz 1 AufenthG zu berücksichtigen. Al­
lerdings ist § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG nach der Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts richtlinienkonform dahin auszulegen, dass er bei Vorliegen der Vorausset­
zungen des subsidiären Schutzes nach Art. 15 Buchst, c der Richtlinie keine Sperrwirkung 
entfaltet (vgl. ausführlich dazu BVerwG, Urteil vom 24.06.2008 - 10 C 43/07 - juris). 

§ 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG entspricht trotz teilweise geringfügig abweichender Formulie­
rung - nicht ausdrücklich erwähnt ist das Merkmal der Bedrohung "infolge willkürlicher 
Gewalt" - den Vorgaben des Art. 15 c) der Qualifikationsrichtlinie. Der Begriff des interna­
tionalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts in § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG ist 
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unter Berücksichtigung des humanitären Völkerrechts auszulegen. Danach müssen die 
Kampfhandlungen von einer Qualität sein, wie sie u. a. für Bürgerkriegssituationen kenn­
zeichnend sind, und über innere Unruhen und Spannungen wie Tumulte, vereinzelt auftre­
tende Gewalttaten und ähnliche Handlungen hinausgehen. Bei innerstaatlichen Krisen, 
die zwischen diesen beiden Erscheinungsformen liegen, scheidet die Annahme eines 
bewaffneten Konflikts im Sinne von Art. 15 lit. c) Qualifikationsrichtlinie nicht von vornher­
ein aus. Der Konflikt muss aber jedenfalls ein bestimmtes Maß an Intensität und Dauer­
haftigkeit aufweisen, wofür Bürgerkriegsauseinandersetzungen und Guerillakämpfe typi­
sche Beispiele sind. Ein solcher innerstaatlicher bewaffneter Konflikt kann überdies lan­
desweit oder regional (z.B. in der Herkunftsregion des Ausländers) bestehen, er muss 
sich mithin nicht auf das gesamte Staatsgebiet erstrecken (vgl. ausführlich BVerwG, Urteil 
vom 24.06.2008, a.a.O.) 

Die Frage, ob die derzeitige Situation in Afghanistan bzw. in der Herkunftsregion der Klä­
ger die landesweit oder auch nur regional gültige Annahme eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts rechtfertigt, kann hier dahinstehen. Denn selbst bei 
der Annahme eines solchen Konflikts besteht ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 
Satz 2 AufenthG nur dann, wenn der Ausländer einer erheblichen individuellen Gefahr für 
Leib oder Leben "im Rahmen" dieses Konflikts bzw. "infolge willkürlicher Gewalt" i.S.d. 
Art. 15 lit. c) der Qualifikationsrichtlinie ausgesetzt ist und nicht Schutz in einem anderen 
landesteil finden kann. Eine solche Gefahr lässt sich im vorliegenden Fall nicht feststellen. 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.7.2009 -10 C 9.08 - (BVerwGE 
134,188) kann sich die nach § 60 Abs. 7 S. 2 AufenthG erforderliche Individualisierung 
der sich aus einem innerstaatlichen bewaffneten Konflikt ergebenden allgemeinen Gefahr 
nicht nur aus gefahrerhöhenden Umständen in der Person des Ausländers ergeben. Sie 
kann vielmehr unabhängig davon ausnahmsweise auch bei einer außergewöhnlichen 
Situation eintreten, die durch einen so hohen Gefahrengrad gekennzeichnet ist, dass 
praktisch jede Zivilperson allein aufgrund ihrer Anwesenheit in dem betroffenen Gebiet 
einer ernsthaften individuellen Bedrohung ausgesetzt wäre. In jedem Fall müssen Fest­
stellungen über das Niveau willkürlicher Gewalt in dem betreffenden Gebiet getroffen 
werden. Zuletzt hat das Bundesverwaltungsgericht hierzu folgendes ausgeführt: 

"Liegen keine gefahrerhöhenden persönlichen Umstände vor, ist ein 
besonders hohes Niveau willkürlicher Gewalt erforderlich; liegen ge­
fahrerhöhende persönliche Umstände vor, genügt auch ein geringeres 
Niveau willkürlicher Gewalt. Zu diesen gefahrerhöhenden Umständen 
gehören in erster Linie solche persönlichen Umstände, die den An­
tragsteller von der allgemeinen, ungezielten Gewalt stärker betroffen 
erscheinen lassen, etwa weil er von Berufs wegen - z.B. als Arzt oder 
Journalist - gezwungen ist, sich nahe der Gefahrenquelle aufzuhalten. 
Dazu können aber nach Auffassung des Senats auch solche persönli­
chen Umstände gerechnet werden, aufgrund derer der Antragsteller 
als Zivilperson zusätzlich der Gefahr gezielter Gewaltakte - etwa we­
gen seiner religiösen oder ethnischen Zugehörigkeit - ausgesetzt ist, 
sofern deswegen nicht schon eine Zuerkennung der Flüchtlingseigen­
schaft in Betracht kommt. Auch im Fall gefahrerhöhender persönlicher 
Umstände muss aber ein hohes Niveau willkürlicher Gewalt bzw. eine 
hohe Gefahrendichte für die Zivilbevölkerung in dem fraglichen Gebiet 
festgestellt werden. Allein das Vorliegen eines bewaffneten Konflikts 
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und die Feststellung eines gefahrerhöhenden Umstandes in der Per­
son des Antragstellers reichen hierfür nicht aus. Erforderlich ist viel­
mehr eine jedenfalls annäherungsweise quantitative Ermittlung der 
Gesamtzahl der in dem betreffenden Gebiet lebenden Zivilpersonen . 
einerseits und der Akte willkürlicher Gewalt andererseits, die von den 
Konfliktparteien gegen Leib oder Leben von Zivilpersonen in diesem 
Gebiet verübt werden, sowie eine wertende Gesamtbetrachtung mit 
Blick auf die Anzahl der Opfer und die Schwere der Schädigungen 
(Todesfälle und Verletzungen) bei der Zivilbevölkerung. Insoweit kön­
nen auch die für die Feststellung einer Gruppenverfolgung im Bereich 
des Flüchtlingsrechts entwickelten Kriterien entsprechend herangezo­
gen werden (vgl. Beschluss vom 07.08.2008 - 10 B 39.08 - juris unter 
Hinweis auf das Urteil vom 24.06.2008 a.a.O. (...)). Hierbei ist nach 
den Ausführungen des Gerichtshofs der Europäischen Union in seinem 
Urteil vom 17. Februar 2009 (Elgafaji) davon auszugehen, dass nicht 
nur solche Gewaltakte zu berücksichtigen sind, die die Regeln des 
humanitären Völkerrechts verletzen (vgl. zu dieser Auffassung auch 
Urteil des Senats vom 24. Juni 2008 a.a.O. Rn. 37), sondern auch an­
dere Gewaltakte, die nicht zielgerichtet gegen bestimmte Personen 
oder Personengruppen, sondern wahllos ausgeübt werden und sich 
auf Zivilpersonen ungeachtet ihrer persönlichen Situation erstrecken 
(vgl. EuGH a.a.O. Rn. 34)." 

(Urteil vom 27.04.2010 -10 C 4/09 - juris). 

Gefahrerhöhende Umstände im o.g. Sinne oder aber im Sinne einer politischen Orientie­
rung oder Aktivität in der Person der Kläger liegen nach Auffassung der Kammer nicht 
vor. Sie sind angesichts der Unglaubwürdigkeit des Vorbringens der Kläger auch nicht 
ersichtlich. 

Die erforderliche Individualisierung könnte sich daher nur durch einen besonders hohen 
Grad der drohenden Gefahren ergeben. Ein so hoher Gefahrengrad, dass praktisch jede 
Zivilperson allein aufgrund ihrer Anwesenheit in dem betroffenen Gebiet einer ernsthaften 
individuellen Bedrohung ausgesetzt wäre, lässt sich jedoch nach den der Kammer vorlie­
genden Erkenntnismitteln, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen sind, 
im für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage nach § 77 Abs. 1 AsylVfG maßgeblichen 
Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung nach Auffassung der Kammer nicht feststellen. 

Die Kammer geht bereits davon aus, dass in der Provinz Herat kein innerstaatlicher be­
waffneter Konflikt im oben bezeichneten Sinne herrscht. 

Nach den Berichten des Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Islamischen Republik Afghanistan vom 9. Februar 2011 variiert die Sicher­
heitslage regional und innerhalb der Provinzen von Distrikt zu Distrikt. Während im Süden 
und Osten des Landes Aktivitäten regierungsfeindlicher Kräfte gegen die Zentralregierung 
und die Präsenz der internationalen Gemeinschaft die primäre Sicherheitsbedrohung dar­
stellen. Der Norden und Westen des Landes gehört zu den vergleichsweise befriedeten 
Gebieten der Region. In der Provinz Herat konzentrieren sich Angriffe Aufständischer, vor 
allem aber krimineller Banden, auf schwach besetzte Posten der afghanischen Polizei im 
Grenzgebiet (vgl. auch Urteil der Kammer vom 16.6.2209 - 5 A 48/09 - zitiert nach juris -
für die Sicherheitslage bis Juni 2009). 
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Auch Abschiebungshindernisse nach nationalem Recht aufgrund der allgemeinen Lage in 
Afghanistan gem. § 60 Abs. 7 Satz 1 und 3 AufenthG liegen nicht vor. 

Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen 
anderen Staat soll abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche 
konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Gefahren, denen die Bevölkerung 
oder die Bevölkerungsgruppe, der der Ausländer angehört, allgemein ausgesetzt ist, sind 
nach § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG bei Anordnungen nach § 60a Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
zu berücksichtigen. Nach § 60a Abs. 1 Satz 1 AufenthG kann die oberste Landesbehörde 
aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die Abschiebung von Ausländern aus 
bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen allge­
mein oder in bestimmte Staaten für längstens sechs Monate ausgesetzt wird. 

Allgemeine Gefahren können aufgrund der Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG 
die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG grundsätz­
lich nicht rechtfertigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2010 - BVerwG 10 C 10.09 -). 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts kann diese Sperrwir­
kung nur dann im Wege einer verfassungskonformen Auslegung eingeschränkt werden, 
wenn für den Schutzsuchenden ansonsten eine verfassungswidrige Schutzlücke besteht 
{vgl. Urteil vom 24. Juni 2008 - BVerwG 10 C 43.07 -, a.a.O.). Eine solche Schutzlücke 
besteht indes nach der Erlasslage nicht. 

Das Land Niedersachsen hat durch Runderlass des Nds. Ministeriums für Inneres und 
Sport vom 9. Juni 2005 (Az.: 45.31-12231/3-6 AFG; Nds. MBI. 2005, S. 496) den zum 30. 
Juni 2005 ausgelaufenen Abschiebungsstopp nicht verlängert und Rückführungen ab dem 
1. Juli 2005 für folgende Personengruppen vorgesehen: 

- Personen, die wegen einer im Bundesgebiet begangenen Straftat verurteilt wurden, wo­
bei Geldstrafen bis zu 50 Tagessätze (additiv) außer Betracht bleiben können. 

- Personen, gegen die Ausweisungsgründe nach den §§ 53, 54, 55 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5 
und 8 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) vorliegen. 

- Personen, bei denen sonstige Hinweise für eine die Innere Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland gefährdende Betätigung bestehen, wenn die Sicherheitsbedenken nicht 
innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist von der oder dem Betroffenen ausgeräumt 
werden (von einem Klärungsbedarf ist insbesondere auszugehen, wenn es Anhaltspunkte 
für Kontakte zu extremistischen Organisationen gibt, insbesondere solche, die in den Ver­
fassungsschutzberichten ausgeführt sind. Insoweit kann auf das Vorbringen im Asylver­
fahren abgestellt werden). 

- volljährige allein stehende Männer, die sich zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch 
keine sechs Jahre im Bundesgebiet aufhalten. Ausgenommen hiervon sind Personen, die 
als Minderjährige eingereist sind und hier mit ihren Eltern bzw. Elternteilen und ggf. auch 
Geschwistern in familiärer Gemeinschaft leben. Dies gilt nicht, wenn ein Elternteil in Af­
ghanistan lebt. 
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Familienangehörige der drei erstgenannten Personengruppen, die mit der betroffenen 
Person in familiärer Gemeinschaft leben, sind von zwangsweisen aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen zunächst nicht betroffen. Zugunsten der Wahrung der familiären Einheit ist 
ihnen die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise gegeben. 

Danach sind Rückführungen für Familien nicht vorgesehen. 

Im Übrigen läge auch eine extreme Gefahrenlage im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 und 3 
AufenthG nicht vor. 

Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen 
anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche kon­
krete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Gemäß § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG 
sind Gefahren nach Satz 1, denen die Bevölkerung oder die Bevölkerungsgruppe, der der 
Ausländer angehört, allgemein ausgesetzt ist, bei Anordnungen nach § 60a Abs. 1 Satz 1 
AufenthG zu berücksichtigen. Nach § 60a Abs. 1 Satz 1 AufenthG kann die oberste Lan­
desbehörde aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politi­
scher Interessen der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die Abschiebung von 
Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten Ausländer­
gruppen allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens sechs Monate ausgesetzt 
wird. Allgemeine Gefahren können aufgrund der Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 3 
AufenthG die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG 
grundsätzlich nicht rechtfertigen. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts kann diese Sperrwirkung nur dann im Wege einer verfassungskonformen 
Auslegung eingeschränkt werden, wenn für den Schutzsuchenden ansonsten eine verfas­
sungswidrige Schutzlücke besteht (vgl. BVerwG, Urteil vom 29.06.2010 - 10 C 10.10 -
juris -). 

Im Hinblick auf die Lebensbedingungen, die die Kläger in Afghanistan erwarten, insbe­
sondere die dort herrschenden wirtschaftlichen Existenzbedingungen und die damit zu­
sammenhängende Versorgungslage, kann Abschiebungsschutz in verfassungskonformer 
Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nur ausnahmsweise beansprucht werden, 
wenn bei einer Rückkehr aufgrund dieser Bedingungen mit hoher Wahrscheinlichkeit eine 
extremen Gefahrenlage vorliegen würde. Nur dann gebieten es die Grundrechte aus Art. 
1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, ihm trotz einer fehlenden politischen Leitentschei­
dung nach § 60a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 60 Abs, 7 Satz 3 AufenthG Abschiebungsschutz 
nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG zu gewähren. 

Wann danach allgemeine Gefahren von Verfassungs wegen zu einem Abschiebungsver­
bot führen, hängt wesentlich von den Umständen des Einzelfalles ab und entzieht sich 
einer rein quantitativen oder statistischen Betrachtung. Die drohenden Gefahren müssen 
jedoch nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht sein, dass sich dar­
aus bei objektiver Betrachtung für den Ausländer die begründete Furcht ableiten lässt, 
selbst in erheblicher Weise ein Opfer der extremen allgemeinen Gefahrenlage zu werden. 
Bezüglich der Wahrscheinlichkeit des Eintritts der drohenden Gefahren ist von einem im 
Vergleich zum Prognosemaßstab der beachtlichen Wahrscheinlichkeit erhöhten Maßstab 
auszugehen. Diese Gefahren müssen dem Ausländer daher mit hoher Wahrscheinlichkeit 
drohen. Dieser Wahrscheinlichkeitsgrad markiert die Grenze, ab der seine Abschiebung in 
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den Heimatstaat verfassungsrechtlich unzumutbar erscheint. Dieser hohe Wahrschein­
lichkeitsgrad ist ohne Unterschied in der Sache in der Formulierung mit umschrieben, 
dass die Abschiebung dann ausgesetzt werden müsse, wenn der Ausländer ansonsten 
"gleichsam sehenden Auges dem sicheren Tod oder schwersten Verletzungen ausgelie­
fert würde" (vgl. Urteil vom 12. Juli 2001 - BVerwG 1 C 5.01 - BVerwGE 115, 1 <9 f.> 
m.w.N.). Schließlich müssen sich diese Gefahren alsbald nach der Rückkehr realisieren. 
Das bedeutet nicht, dass im Falle der Abschiebung der Tod oder schwerste Verletzungen 
sofort, gewissermaßen noch am Tag der Abschiebung, eintreten müssen. Vielmehr be­
steht eine extreme Gefahrenlage beispielsweise auch dann, wenn der Ausländer mangels 
jeglicher Lebensgrundlage dem baldigen sicheren Hungertod ausgeliefert werden würde 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 29.06.2010 - 10 C 10.10 - juris -). 

Das Vorliegen einer derartigen extremen Gefahrenlage mit der erforderlichen hohen 
Wahrscheinlichkeit kann nach Überzeugung der Kammer nicht angenommen werden. 

Ausweislich der Lageberichte des Auswärtigen Amts (vom 13.7.2006, vom 17.3.2007, 
vom 7.3.2008, vom 3.2.2009, vom 28.10.2009, vom 27.7.2010 und zuletzt vom 9.2.2011), 
stellt sich die Sicherheitslage (auch außerhalb bewaffneter Konflikte) regional sehr unter­
schiedlich dar. Während im Süden und Osten des Landes Aktivitäten regierungsfeindli­
cher Kräfte gegen die Zentralregierung und die Präsenz der internationalen Gemeinschaft 
die primäre Sicherheitsbedrohung darstellen, beeinträchtigen im Norden und Westen die 
Rivalitäten lokaler Machthaber und Milizenführer die Sicherheitssituation. Die organisierte 
Kriminalität hat danach landesweit stark zugenommen. Wachsende Unzufriedenheit wei­
ter Bevölkerungskreise mit der bisherigen Regierungspolitik, das Wiedererstarken der 
Taliban und. die zunehmende Kriminalität sowie die Aktivitäten illegaler Milizen und be­
waffnete Konflikte zwischen Ethnien bestimmen das Bild. Ob eine Person sich einer mög­
lichen Gefährdung durch ein Ausweichen im Land entziehen kann, hängt maßgeblich von 
dem Grad ihrer familiären, tribalen und sozialen Vernetzung ab. Auch im Raum Kabul hat 
sich die Sicherheitslage zwar nicht verbessert, aber auch nicht wesentlich verschlechtert. 
Im landesweiten Vergleich ist Kabul eine leidliche sichere Stadt, auch wenn das Gefühl 
der Unsicherheit durch eine Serie spektakulärer Terroranschläge allgemein zugenommen 
hat. Für frühere Bewohner Kabuls ist sie in Teilen ausreichend sicher mit Ausnahme von 
Distrikter, in denen mitunter von lokalen Machthabern und kriminellen Banden ausgehen­
de Bedrohungen gegen die Bevölkerung und gegen Rückkehrer beobachtet wurden. Ge­
legentlich kommt es zu Raketenbeschuss und Selbstmordattentaten. Auch gibt es verein­
zelt Übergriffe von Polizei und Sicherheitskräften auf die Zivilbevölkerung. Hauptan­
schlagsziele waren neben afghanischen Sicherheitskräften auch ausländische Truppen 
und Nichtregierungsorganisationen sowie bei Entführungen afghanische Staatsangehöri­
ge zumeist mit allgemein kriminellem Hintergrund zwecks Erpressung von Lösegeld. Die 
Menschenrechtssituation hat sich zuletzt nicht wesentlich verbessert. Die größte Bedro­
hung der Menschenrechte geht von lokalen Machthabern und Kommandeuren (Warlords) 
aus, deren Tätigkeit die Zentralregierung nur begrenzt kontrollieren kann. Die Wirtschafts­
lage ist weiterhin desolat. Allerdings hat ein bescheidener wirtschaftlicher Aufschwung in 
manchen Städten wie Kabul und Herat eingesetzt. Erste Schritte zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen sind eingeleitet. 
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Die Ernte 2009 ist besser ausgefallen als erwartet und hat zu einer Verbesserung der 
Gesamtversorgungslage im Land geführt. Die Vereinten Nationen versorgen nach wie vor 
Millionen von Afghanen mit Nahrungsmitteln und Hillsgütern. In Kabul und zunehmend 
auch in anderen großen Städten hat sich die Versorgungslage zwar grundsätzlich verbes­
sert, weil es dort Nahrungsmittel in ausreichendem Maße gibt und auch Wohnraum zu 
Verfügung steht, wenn auch Mieten stark gestiegen sind; aber wegen mangelnder Kauf­
kraft profitieren längst nicht alle Bevölkerungsschichten davon. In anderen Gebieten Af­
ghanistans kann die Versorgungslage als weiterhin nicht zufriedenstellend bis völlig unzu­
reichend beschrieben werden, wobei gerade in ländlichen Gebieten starke Mangelernäh­
rung herrscht. Die individuelle Versorgung hängt entscheidend davon ab, über welche 
finanziellen Mittel der Einzelne verfügt und ob er Grundeigentum hat. Diese Einschätzung 
gilt auch für rückkehrende Frauen. Mangels staatlicher Sozialsysteme übernehmen Fami­
lien und Stammesverbände die soziale Absicherung. Rückkehrer, die außerhalb des Fa­
milienverbands oder nach einer längeren Abwesenheit im westlich geprägten Ausland 
zurückkehren, stoßen auf größere Schwierigkeiten als Rückkehrer, die in Familienverbän­
den geflüchtet sind oder in einen solchen zurückkehren, wenn ihnen das notwendige so­
ziale oder familiärer Netzwerk sowie die notwendigen Kenntnisse der örtlichen Verhältnis­
se fehlen. Sie können auf übersteigerte Erwartungen ihrer finanziellen Möglichkeiten tref­
fen, so dass von ihnen überhöhte Preise verlangt und sie nicht als vollwertigen Afghanen 
behandelt werden. Andererseits bringe diese in der Mehrzahl der Fälle höhere Finanzmit­
tel, eine qualifiziertere Ausbildung und umfangreichere Sprachenkenntnisse mit, was bei 
der Reintegration einen deutlichen Vorteil darstelle, zumal es dem Land an ausgebildeten 
Facharbeitern und Akademikern fehlt. Die medizinische Versorgung ist aufgrund fehlender 
Medikamente, Geräte und Ärzte und mangels ausgebildeten Hilfspersonals trotz mancher 
Verbesserungen völlig unzureichend. Aufgrund der schlechteren Sicherheitslage ist die 
Zahl der freiwillig Rückkehrenden, die zwischen März 2002 und April 2010 auf etwa 4,5 
Millionen Menschen geschätzt wurde, signifikant zurückgegangen. Freiwillig zurückkeh­
rende Afghanen kamen früher meist bei Familienangehörigen unter, was die nur knapp 
vorhandenen Ressourcen wie Wohnraum und Versorgung noch weiter strapazierte. Eine 
zunehmende Zahl von Rückkehrern verfüge aber nicht mehr über diese Anschlussmög­
lichkeiten, weshalb sich ein zuständiges afghanisches Ministerium mit Unterstützung des 
UNHCR um eine Neuansiedlung dieser Flüchtlinge bemühe. Der UNHCR (Stellungnahme 
vom 30.11.2009 an BayVGH) hält die Voraussetzungen für eine Rückkehr afghanischer 
Flüchtlinge aus Europa derzeit weder unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit noch im 
Hinblick auf die Versorgungslage als gegeben. Danach sollten solche Personen nicht zur 
Rückkehr gezwungen werden, die sich in einer schwierigen Situation befinden, etwa weil 
sie mittellos und ohne Land sind oder aber weil sie in dem von Familien- und Stammes­
verbänden geprägten Afghanistan ohne Unterstützung durch ihre Familie auskommen 
müssten; es wurden bestimmte Hauptgruppen mit besonderem Schutzbedarf aufgelistet, 
die aus humanitären Gründen nicht zurückkehren sollten. 

Nach Ansicht von Amnesty International sei dort die Sicherheitslage als prekär und deso­
lat und die Versorgungslage als hochproblematisch zu bezeichnen Vom 21.122010 an 
hessVGH). Nach Auffassung der Schweizerischen Flüchtlingshilfe (Updates vom 
11.8.2010), hat sich die Sicherheitslage in Afghanistan das fünfte Jahr in Folge ver­
schlechtert. Die Gewaltakte seien um 40% gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Lokale 
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Kriegsherren halten ihre starken Machtstellungen nach wie vor durch Einschüchterung 
und Gewaltanwendung gegenüber der Bevölkerung aufrecht. Kriminelle Banden und re­
gierungsfeindliche Gruppierungen führen weiterhin auch in Kabul und Zentralafghanistan 
Entführungen zwecks Lösegelderpressung durch. Im Folgenden wurden 15 Personen­
gruppen als speziell gefährdet geltender Menschen aufgezählt. In wirtschaftlicher Hinsicht 
sei zu beachten, dass Afghanistan das zweitärmste Land der Welt sei. Es würden mehr 
Menschen an den Folgen der Armut als an den direkten Folgen des bewaffneten Konflikts 
sterben. Es gebe eine große Unterernährung. Der Zugang zu Lebensmitteln, Wasser und 
Unterkünften habe sich aufgrund der gewaltsamen Auseinandersetzungen insbesondere 
im Süden und Südosten des Landes massiv verschlechtert. Die Arbeitslosenquote sei 
hoch. Die Zahl der freiwilligen Rückkehrer sei stark gesunken. Ein Großteil der Rückkeh­
rer sehe sich mit Unterkunftsproblemen konfrontiert oder verfügen über kein stabiles Ein­
kommen. Viele Rückkehrer haben sich am Rand von Kabul in informellen Siedlungen nie­
dergelassen, wo sie oft keinen Zugang zu Elektrizität, sauberem Wasser und sanitären 
Einrichtungen haben. Im Jahr 2010 lebten in Afghanistan etwa 240.000 intern Vertriebe­
ne. 

Ausweislich der gutachterlichen Stellungnahme der Dr. Karin Lutze vom 08.06.2011 an 
das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz bestand bis Ende 2010 für Rückkehrer aus 
Deutschland im Rahmen des Programms "Return to employment in Afghanistan" (REA) 
die Möglichkeit, an Kursen in Bereichen wie Computer und Englisch, Tischler, Klempner 
usw. teilzunehmen. Allerdings wurde von bildungsinteressierten Rückkehrern häufig die 
Option wahrgenommen, sich selbständig oder auf Empfehlung passende Bildungseinrich­
tungen auszuwählen. Allgemein sei die Gemeinschaft von rückkehrenden Migranten eine 
Aus- oder Weiterbildung in Afghanistan anzustreben, um ihre Arbeitsmarktchancen zu 
erhöhen, eher beschränkt ausgeprägt. Es herrsche die Vorstellung vor, dass Ausbildung 
nur für junge Menschen erforderlich sei. Es gebe in Afghanistan für jegliche Art von quali­
fiziertem Personal ein umfangreiches Angebot an offenen Stellen (Seite 6 des Gutach­
tens). Allerdings erwirtschafteten rund 80 % aller erwerbsfähigen Afghanen ihr Einkom­
men in der Landwirtschaft, nur 6 % seien im Industriellen-, sowie 14 % im Dienstleis­
tungsbereich beschäftigt. Außerdem sei der Bedarf für Fachkräfte im Bereich der afghani­
schen Privatwirtschaft mit der Intensivierung der privaten Investitions- und Geschäftstätig­
keit gestiegen. Allerdings seien 90 % der ausgeschriebenen Stellen explizit für höhere 
Qualifikationen im Wirtschafts- und Technologiebereich vorgesehen. Da in den meisten 
Branchen das Prinzip hire and fire gelte, sei eine dauerhafte Beschäftigung eher selten. 
Es sei daher davon auszugehen, dass für einen nicht oder gering qualifizierten Rückkeh­
rer ebenso wie für einen einheimischen Arbeitssuchenden mit diesen Voraussetzungen 
geringe Chancen für eine dauerhafte Beschäftigung mit geregeltem Einkommen bestün­
den (Seite 8 des Gutachtens). Allerdings sei das Existenzminimum für eine Person durch 
Aushilfsjobs zu ermöglichen. 

Die Gutachterin weist auch darauf hin, dass von den 3.000 Rückkehrerfällen in den ver­
gangenen 10 Jahren kein Fall bekannt geworden sei, die aufgrund von Hunger oder Un­
terernährung verstorben seien. Allerdings sei die Überlebens- und Versorgungschance 
bei chronischen Krankheiten weiterhin als schlecht einzuschätzen. 
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Nach alledem kann trotz der dargestellten überaus schlechten Sicherheits- und Versor-
. gungslage, soweit letztere durch einen bewaffneten Konflikt bedingt ist, ausgehend vom 
vorgenannten rechtlichen Maßstab aber nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit davon 
ausgegangen werden, dass jeder Rückkehrer aus Europa mit einer existenziellen Bedro­
hung rechnen müsste. Eine Einzelfallprüfung führt hier auch nicht dazu, dass nach Würdi­
gung der Auskunftslage selbst ein bescheidenes Auskommen in Afghanistan durch einfa­
che Tätigkeit ausgeschlossen wäre, eine bloße Mangelernährung genügt nicht und der 
Vortrag einer fehlenden Unterstützung durch Familie, Sippe oder Stamm oder internatio­
nale Organisationen muss substantiiert sein (BVerwG, Urteil vom 29.6.2010 aaO). Ent­
sprechendes gilt für eine Unterkunft. 

Auch eine Rückkehr in die Herkunfts-/Heimatregion in Afghanistan ist zumutbar. Nach 
Auskunftslage setzt die Rückkehr in eine Gegend Afghanistans grundsätzlich voraus, 
dass diese in einen Familien- oder Stammesverband erfolgen kann, wobei dieser traditio­
nell weit zu verstehen ist, weil wegen Fehlens staatlicher Sicherungssysteme nur ein sol­
cher eine soziale Absicherung zu bieten vermag (ständige Lageberichterstattung des 
Auswärtigen Amtes). 

Ergänzend wird auf die zutreffenden Ausführungen im angefochtenen Bescheid Bezug 
genommen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83 b AsylVfG. Die Entschei­
dung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 
ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung zulässig, wenn sie vom Niedersächsischen Oberver­
waltungsgericht in Lüneburg zugelassen wird. Die Zulassung ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich bei dem 

Verwaltungsgericht Osnabrück, 
Hakenstraße 15, 
49074 Osnabrück 

zu beantragen. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen und sind die 
Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung kann nur von einem Rechtsanwalt oder einem 
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes 
mit Befähigung zum Richteramt oder einer nach § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO zur 
Vertretung berechtigten Person als Bevollmächtigten gestellt und begründet werden. Be­
hörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können den Antrag auch 
durch eigene Beschäftigte mit der Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte 
mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentli-
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chen Rechts einschließlich der zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu­
sammenschlüsse stellen und begründen lassen. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Bedeutung hat oder das 
Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsge­
richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des-Bun­
desverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder ein in § 138 
VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Müller 


